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§ 126

Wer durch Androhung eines gemeingefährlichen 
Verbrechens den öffentlichen Frieden stört, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.

§127

(1) Wer unbefugterweise einen bewaffneten Haufen 
bildet oder befehligt oder eine Mannschaft, von der er 
weiß, daß sie ohne gesetzliche Befugnis gesammelt ist, 
mit Waffen oder Kriegsbedürfnissen versieht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Wer sich einem solchen bewaffneten Haufen 
anschließt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
bestraft.

§128
(weggefallen)

vgl. o. §§ 215, 216 Abs. 1 Nr. 1

§ 129 §218

(1) Wer eine Vereinigung gründet,
Vereinsbildung zur Verfolgung gesetzwidriger Ziele 

(1) Wer einen Verein oder eine sonstige Vereini­
gung gründet, unterstützt oder in einer solchen tätig 
wird,

deren Zwecke oder deren Tätigkeit darauf gerichtet 
sind, strafbare Handlungen zu begehen,

um gesetzwidrige Ziele zu verfolgen,

oder wer sich an einer solchen Vereinigung als Mit­
glied beteiligt, für sie wirbt oder sie unterstützt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden,
1. wenn die Vereinigung eine politische Partei ist, 

die das Bundesverfassungsgericht nicht für verfas­
sungswidrig erklärt hat,

2. wenn die Begehung von strafbaren Handlungen 
nur ein Zweck oder eine Tätigkeit von untergeord­
neter Bedeutung ist oder

3. soweit die Zwecke oder die Tätigkeit der Ver­
einigung strafbare Handlungen nach den §§ 84 bis 87 
betreffen.

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(3) Der Versuch, eine in Absatz 1 bezeichnete Ver­
einigung zu gründen, ist strafbar.

(4) Gehört der Täter zu den Rädelsführern oder 
Hintermännern oder liegt sonst ein besonders schwe­
rer Fall vor, so ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. Daneben 
kann Polizeiaufsicht zugelassen werden.

(5) Das Gericht kann bei Beteiligten, deren Schuld 
gering und deren Mitwirkung von untergeordneter 
Bedeutung ist, die Strafe nach seinem Ermessen mil­
dern (§ 15) oder von einer Bestrafung nach den Ab­
sätzen 1 und 3 absehen.

(2) Der Versuch ist strafbar.


